
Während in Hamburg noch halbherzig über die Möglichkeit zur Schaffung von
Ausnahmegenehmigungen für Kolleginnen und Kollegen, deren Dienststellen im Bereich
einer Bewohnerparkzone liegen, gehadert wird, geht die Berliner Senatorin für Inneres
und Sport, Iris Spranger (SPD), tatkräftig und tatsächlich wertschätzend voran:

„Es war ein Kraftakt, aber mit Beharrlichkeit und dem Ziel vor Augen, diejenigen zu unterstützen, die
rund um die Uhr für unser aller Sicherheit sorgen, ist es uns gelungen, eine Lösung zu finden, die
bei den besonderen Belastungen Entlastung schafft. Gemeinsam mit der Senatorin für Mobilität,
Verkehr, Klimaschutz und Umwelt, meiner Kollegin Manja Schreiner, und ihrer Verwaltung haben
wir als Senatsverwaltung für Inneres und Sport ein Ergebnis erzielt, das sich sehen lassen kann. 

Während Berlin schläft und der Betrieb des ÖPNV noch eingeschränkt ist, sind unsere Rettungs-
und Einsatzkräfte im Dienst, werden alarmiert, müssen schnell zu ihren Dienststellen gelangen.
Gerade Dienstkräften, die in den äußeren Bereichen der Hauptstadt oder in Brandenburg und
darüber hinaus wohnen, bleiben dann kaum Alternativen zum Auto. Liegen ihre Dienststellen in
Parkraumbewirtschaftungszonen kämen zu der ohnehin schon bestehenden körperlichen
Belastung durch die Arbeits- und Einsatzzeiten auch noch finanzielle Lasten in nicht unerheblicher
Höhe hinzu. Dank unserer Anstrengungen ist dem nun nicht so. Tausende von Beschäftigten der
Feuerwehr, Polizei und Justiz sind hiervon betroffen und können eine Ausnahmeparkgenehmigung
beantragen.“

Die von der Senatorin beschriebene Situation ist eine „Blaupause“ zur aktuellen Situation
unser Kolleginnen und Kollegen in Hamburg. Hier ist man aber von einer, wie von der
DPolG Hamburg geforderten, pragmatischen Lösung weit entfernt. 

Seit fast zwei Jahren mauert der Präses der Behörde für Verkehr und Mobilitätswende, Senator Dr.
Anjes Tjarks (B90/Die Grünen), und verweigert offenbar eine Entscheidung über ein generelles und
kostenloses Ausnahmeverfahren im Sinne der Beschäftigten der Polizei Hamburg.

DPolG: Durchbruch beim Bewohnerparken (?) 
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 …aber nur und ausgerechnet in BERLIN !

Die DPolG Hamburg fordert Innensenator Herr Andy Grote
(SPD) auf, dem Beispiel seiner Berliner Amtskollegin zu
folgen und endlich ein e Lösung herbeizuführen! Das ist
konkrete Wertschätzung – Dankesworte haben wir schon
genug!


